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VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
IV Invalidenversicherung
RAV Regionale Arbeitsvermittlungszentren

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Makroprudenzielle Regulierung

Die Bankenbranche zeigte sich in einer Stellungnahme Mitte Februar 2016 mit den
Plänen des Bundesrates zur Verschärfung der Eigenkapitalanforderungen nicht
zufrieden. Als stossend und korrekturbedürftig wurde erstens die definierte
Mindestschwelle von 3,75% Wandlungskapital für den Krisenfall (gone-concern)
kritisiert; zweitens wurde die Regel der sogenannten doppelten Progression, wonach
die Eigenkapitalanforderungen ab einer Bilanzsumme von CHF 1'050 Mrd.
überproportional stark ansteigen, als Wachstumsverbot ausgelegt und entsprechend
bekämpft; drittens forderten die Grossbanken CS und UBS, dass ihre Schweizer
Gesellschaften die Eigenkapitalanforderungen auf Basis der Bilanzsumme der Schweizer
Gesellschaften und nicht anhand der Basis der Gesamtbank berechnen können. 
Dass diese auf den ersten Blick nicht bedeutenden Details für die Banken sehr wohl von
Wichtigkeit sind, belegen folgende Zahlen: Je nach Ausgestaltung der oben genannten
Punkte variieren die Eigenkapitalanforderugen für die Grossbanken UBS und CS um
rund CHF 5 Mrd. Bei veranschlagten Kosten für Eigenkapital von 10% resultieren somit,
je nachdem, in welche Richtung sich die Vorgaben bewegen, zusätzliche Aufwände von
jährlich bis zu CHF 500 Mio. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.02.2016
NICO DÜRRENMATT

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

SP und Gewerkschaften nahmen noch im Berichtsjahr Stellung zum Sanierungskurs des
Bundesrates. Sie lehnten es ab, den Bundeshaushalt bis 2001 auszugleichen und
präsentierten ein Sparprogramm, das ohne Sozialabbau auskommt, neue Steuern
verlangt, vor allem bei Militär und Zivilschutz kürzt und den Budgetausgleich bis ins Jahr
2004 verschiebt. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.12.1997
EVA MÜLLER

Der Schuldenberg des Bundes hat sich seit Beginn der 1990er Jahre mehr als
verdoppelt und erreichte im Mai die CHF 100 Mrd. Marke; allein zur Deckung der
Schuldzinsen gab der Bund 1998 CHF 3.4 Mrd. aus. Mit dem Verfassungsartikel (Art. 24
BV) zum «Haushaltsziel 2001» sollten Bundesrat und Parlament auf einen verbindlichen
Kurs für die Gesundung der öffentlichen Finanzen verpflichtet werden. Ziel der
Übergangsbestimmung in der Verfassung war es, den Rechnungsausgleich bis ins Jahr
2001 durchzusetzen. Der Fahrplan sah eine schrittweise Reduktion des Defizits (1999: 5
Mrd.; 2000: 2.5 Mrd.) auf maximal eine Milliarde Franken bzw. 2% der Einnahmen im
Jahr 2001 vor. Würde das Ziel verfehlt, müsste der Bundesrat den beiden Räten ein
Sparpaket vorlegen, deren Prioritäten das Parlament zwar verschieben könnte, an
dessen Sparvorgabe es jedoch gebunden wäre. Linke und Gewerkschaften standen
zwar hinter dem Kompromiss des runden Tisches (vgl. weiter unten), hielten die
Abstimmungsvorlage jedoch für überflüssig und sozialpolitisch unverträglich. Sie
befürchteten, dass sich die bürgerliche Seite mit einem Ja zum Haushaltsziel vom
Konsens verabschieden und Sparmassnahmen unter Verzicht zusätzlicher Einnahmen
insbesondere bei den Sozialwerken durchsetzen würde. Darüber hinaus bemängelten
sie, der Verfassungsartikel würge den Konjunkturaufschwung ab und delegiere die
Budgethoheit, eine der wichtigsten Kompetenzen des Parlamentes, teilweise an den
Bundesrat. Das Schweizerische Komitee «Ja zum Haushaltsziel 2001» warf der Linken
inkonsequentes und politisch nicht verantwortbares Verhalten vor. Die bürgerliche
Seite fühlte sich zusätzlich von einem Inserat der SP mit dem Schlagwort «Nein zu
diesem Sparbetrug» provoziert. Darin wurde Altbundesrat Otto Stich (sp) zitiert, das
Parlament schlage dem Schweizer Volk mit dem Haushaltsziel «eine grundlegend
falsche Massnahme» vor. Das Pro-Komitee empfand die Einmischung des früheren
Finanzminister in die Abstimmungsdebatte als «hinterhältig» und «schlechtem
politischen Stil» entsprechend. Auch Finanzminister Villiger zeigte sich von dieser
Attacke seines ehemaligen Bundesratskollegen überrascht. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.06.1998
URS BEER
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Der Budgetkompromiss, der als Durchbruch im Kampf gegen das Schuldenloch gefeiert
wurde, geriet von links und von rechts bald unter Beschuss. Die erste
Bewährungsprobe für den Zusammenhalt des runden Tisches erfolgte noch am gleichen
Tag, als SP und Gewerkschaften am Nein zum Haushaltsziel 2001 festhielten. Ihrer
Meinung nach bildeten Haushaltsziel und Beschluss des runden Tisches zwei von
einander getrennte Vorlagen. Die SVP liess verlauten, die Defizite sollten mit
Einsparungen ohne Zusatzeinnahmen saniert werden. Unter den Kantonen bestanden
ebenfalls unterschiedliche Ansichten, wo die CHF 500 Mio. an gekürzten
Bundesbeiträgen eingespart werden sollten. Einig war man sich über die Kürzungen
beim öffentlichen Verkehr, im Bildungsbereich und beim Straf- und Massnahmenvollzug
(350 Mio.). Für die verbleibenden CHF 150 Mio. wurden drei Varianten geprüft: eine
höhere Beteiligung der Kantone an den Krankenkassen-Prämienverbilligungen, die
Erhöhung der Kantonsbeiträge an die AHV/IV und eine Beteiligung der Kantone an den
Kosten der Regionalen Arbeitsvermittlungsstellen (RAV). Während sich die
Westschweizer Kantone gegen Kürzungen der Krankenkassenbeiträge wehrten,
sprachen sich finanzstarke Deutschschweizer Kantone gegen Kürzungen im AHV/IV-
Bereich aus. Die Konferenz der Kantonsregierungen stimmte schliesslich der Variante
AHV/IV zu, nachdem in einer ersten Abstimmung die Variante Krankenkasse knapp das
erforderliche qualifizierte Mehr von 18 Stimmen um deren zwei verfehlt hatte. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.06.1998
URS BEER

Unmut über die Beschlüsse des runden Tisches herrschte im
Verteidigungsdepartement (VBS), das mit gut einem Viertel der Budgetreduktionen die
Hauptlast übernehmen musste. Hohe VBS-Beamte meldeten staatspolitische Bedenken
an, weil die Beschlüsse unter Abwesenheit ihres Departementsvorstehers Ogi gefällt
worden waren. Der Bundesrat kam dem VBS-Vorsteher und den protestierenden
Armeekreisen insofern entgegen, dass er versprach, das VBS-Budget bis 2001 nicht
weiter zu kürzen und dem Departement ein Globalbudget mit einem Kostendach von
CHF 12.9 Mrd. für die Jahre 1999 bis 2001 zur Verfügung zu stellen, womit dem VBS eine
grosse finanzielle Unabhängigkeit ermöglicht würde. Ferner sollten die Kosten des
Sozialplanes bei einem allfälligen Stellenabbau als Folge des Spardrucks dem
allgemeinen Budget angelastet und das VBS-Budget bei Übernahme neuer Aufgaben
entsprechend aufgestockt werden. Insgesamt übernahm der Bundesrat das gesamte,
mühsam ausgehandelte Sparprogramm im Wissen, dass ein Ausscheren in einzelnen
Punkten den gesamten Kompromiss gefährden würde. In der Folge beauftragte er das
Finanzdepartement, bis im Herbst eine entsprechende Botschaft auszuarbeiten. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.06.1998
URS BEER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Alle vier Regierungsparteien legten im Berichtsjahr Massnahmen zur Sanierung des
Bundesbudgets vor. Dabei ergaben sich insbesondere Differenzen in der Frage der
Mehreinnahmen in Form neuer Steuern, für die sich als einzige Partei die SP aussprach.
Die SP wehrte sich auch vehement gegen Einsparungen bei den Sozialversicherungen,
insbesondere bei der Arbeitslosenkasse, wie sie FDP und SVP vorschlugen.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.06.1994
EVA MÜLLER

Grosse Parteien

Als einzige Regierungspartei wollte die SP für die Sanierung der Bundeskasse neben
Einsparungen von 3,2 Mia CHF auch auf Mehreinnahmen von 1,6 Mia CHF
zurückgreifen. Vorgeschlagen wurde von der SP-Fraktion etwa eine Erhöhung des
Treibstoffgrundzolls um 20 Rappen und eine Reichtumssteuer. Ausserdem forderte die
Partei die Einfrierung der realen Landwirtschaftsausgaben und die Sanierung der SBB
auf Kosten der Strassenrechnung. Ein Moratorium im Sozialwesen, wie es von
Arbeitgeberseite gefordert worden war, wies die Partei zurück und sprach sich im
Gegenteil für mehr Sozialstaat aus. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.06.1994
EVA MÜLLER
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In einem Sanierungskonzept für den Bundeshaushalt wollte die SVP die Ausgaben 1995
auf dem Stand von 1994 einfrieren und 1996 über die Vorschläge des Bundesrates von
2,5 Mia CHF hinaus um weitere 2,6 Mia CHF kürzen. Vorab schlug sie, durch die
Einführung einer einmonatigen Karenzfrist, Einsparungen bei der Arbeitslosenkasse
vor. Gemäss SVP würde diese 1,5 Mia CHF in die Bundeskasse bringen, der Vorschlag
wurde jedoch selbst von Arbeitgebern kritisiert. Ausserdem wollte die SVP vor allem im
Asylbereich, in der Aussenpolitik und bei den EU-Forschungsprogrammen sparen. Nicht
antasten wollte sie hingegen die Landwirtschaft und die AHV. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.08.1994
EVA MÜLLER

Auch die CVP präsentierte ein Sanierungsprogramm, um dem Defizit in der
Bundeskasse zu Leibe rücken. Mehreinnahmen sind für die Partei so lange kein Thema,
bis das Sparpotential ausgeschöpft ist. In einem Sofortprogramm, mit dem für 1996 2,3
Mia CHF gespart werden sollen, forderte sie als Hauptmassnahmen die Fortsetzung der
linearen Beitragskürzungen, Kürzungen bei den Besoldungs- und Militärausgaben und
bei der Prämienverbilligung der Krankenversicherung. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.08.1994
EVA MÜLLER

Die SVP legte ein drastisches Sanierungsprogramm für die Bundesfinanzen vor, das bis
1998 ohne neue Einnahmen ein ausgeglichenes Budget vorsieht. Dabei will sie den
Rotstift insbesondere bei jenen Ausgabenposten ansetzen, die in den letzten Jahren
die höchsten Zuwachsraten hatten. Die grössten Sparmöglichkeiten sah sie bei den
Beziehungen zum Ausland, der Bildung, der sozialen Wohlfahrt, dem Verkehr sowie im
Bereich Dienstleistungen und Honorare. Bei Armee, Landwirtschaft und AHV sollte
gemäss SVP nicht gekürzt werden. Weiter forderte sie eine Bahnreform sowie den
Abbau von 2000 Stellen in der Bundesverwaltung und die Überprüfung von über zwei
Dutzend Ämtern und Dienststellen. 1999 möchte die SVP mit dem langfristigen
Schuldenabbau beginnen. Dieses Sanierungsprogramm, das Blocher (ZH) in
Motionsform einbrachte, wurde vom Nationalrat im Rahmen der Sanierungsberatungen
allerdings als zu radikal verworfen. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.06.1996
EVA MÜLLER
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